





















































































































































































































































































































































































































































































































Die in §§217, 218 des jStGB vorgeschriebene Ausführungshandlung ist das Aussetzen.
Über den Begriff des „Aussetzens“ ist bisher im Schrifttum lebhaft diskutiert. Vor allem 
entwickelt sich die Diskussion im Bezug darauf, wie die Garantenstellung beim in der 
Unterlassungsform begangenen Aussetzen von der im §218(Sonderdelikt) vorausgesetzten 
Obhutspflicht zu unterscheiden ist.
Heutzutage ist es insofern ungefähr einig, dass es beim Aussetzen um das Versetzen des 
Schützling durch die Ortsveränderung in die hilflose Lage geht. Dennoch ist es noch unklar, 
ob die Ortsveränderung die Entfernung des Schützling von dem Täter oder vom sicheren 
Ort bedeutet.
Was man unter dem „Aussetzen“ versteht, bezieht sich auf das Kriterium dafür, wie man 
zwischen dem Aussetzen durch Begehung und dem durch Unterlassen unterscheiden 
kann.
Mit diesem Aufsatz habe ich versucht, den bisher umstrittenen Begriffs des Aussetzens 
einzuordnen und zu rekonstruieren, um die in den oben genannten Problemen zu lösen.
Zum Begriff des „Aussetzens“ im Sinne von  
§§217, 218 jStGB
SEJIMA, Moritsugu
